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Sicherheitssektorreform in Guinea
Ohne eine umfassende Einbindung des Justizsystems wird die Reform scheitern 
Guinea scheint geradezu prädestiniert 
zu sein für eine Sicherheitssektorreform 
(SSR). Wo, wenn nicht dort, werden 
Rechtsstaatlichkeit, Schutz der Men-
schenrechte und Zugang zur Justiz, kurz 
die Verbesserung der menschlichen Si-
cherheit, dringender benötigt? 
55 Jahre Autarkie haben das Land kaum 
vorangebracht. Misswirtschaft, Korrup-
tion und politische Instabilität lähmen 
jeden Fortschritt. Die unheilvolle Ver-
quickung von Militär und Politik macht 
einen Rechtsstaat zur Utopie. Das Militär 
beherrscht den gesamten Sicherheitsbe-
reich und hält die Justiz in Machtlosig-
keit und Abhängigkeit. 
Aus gutem Grund beruht die SSR auf 
einem ganzheitlichen Konzept: Alle Si-
cherheitsbereiche sind miteinander ver-
zahnt und die Reform des einen kann 
ohne die der anderen nicht erfolgreich 
sein. 
Seit über drei Jahren bemüht sich das 
UNDP (Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen) um eine Reform 
des Sicherheitssektors in Guinea. Aller-
dings wurde die Reform der Justiz aus 
dem Programm teilweise ausgegliedert, 
weil diese von einer EU-Delegation vor 
Ort seit längerem vorbereitet wird.
Alena Mehlau führte 2013 einen Feld-
forschungsaufenthalt in Guinea durch 
und suchte vergeblich nach entschei-
denden Fortschritten im Sicherheitsbe-
reich. Trotz des beträchtlichen Einsatzes 
von Geld scheint bei den Reformpro-
grammen so ziemlich alles schiefzulaufen, 
was schieflaufen kann. In ihrem Stand-
punkt begibt sie sich auf die Suche nach 
den Ursachen und nach besseren Wegen 
für die Zukunft.  Karin Hammer
Alena Mehlau
„Wer von menschlicher Sicherheit spricht, 
macht sich nicht Sorgen über Waffen, son-
dern über das Leben und die Würde des 
Menschen“1. Zu Beginn der 1990er Jahre 
intensivierte sich eine Debatte um eine Er-
weiterung des Sicherheitsbegriffs, die das 
„Konzept der menschlichen Sicherheit“ 
(human security) hervorbrachte. Während 
sich das traditionelle Sicherheitsparadigma 
auf den Schutz des Staates vor äußeren und 
inneren Gefährdungen beschränkt, stellt 
die menschliche Sicherheit das Individu-
um in den Mittelpunkt. Menschenwürde, 
Freiheit von Furcht und von Bedrohungen 
der Rechte werden in diesem Verständnis 
zu zentralen Bestandteilen von Sicherheit. 
Wegweisende Akteure wie die Organisati-
on für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) oder das Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen 
(UNDP) nutzen die menschliche Sicherheit 
als Leitmotiv ihrer Politik. Ihnen folgten an-
dere Institutionen, zum Beispiel die Euro-
päische Kommission (EC)2 und später auch 
der Europäische Rat3. 
Mit der Erweiterung des Sicherheitsbe-
griffs geht auch ein breiteres Verständnis 
davon einher, wer in einem Land für Sicher-
heit verantwortlich ist. Die EC begreift als 
zum Sicherheitssektor gehörig alle „Insti-
tutionen und andere Entitäten, die die Si-
cherheit des Staates und der Bevölkerung 
gewährleisten.“4 Dazu zählen unter ande-
rem die Streitkräfte, Polizei, Zoll, das Parla-
ment, diverse Ministerien, Finanzbehörden, 
private Sicherheitsfirmen, die Zivilgesell-
schaft und die Justiz. Wer zur Verbesserung 
der menschlichen Sicherheit eine Reform 
des Sicherheitssektors (SSR) anstrebt, steht 
E D I T O R I A L
Auch die Reform der Polizei ist ohne eine Justizreform nicht möglich. Menschenrechtstrainings nach westlichem 
Vorbild gehen an der Realität vorbei, wenn es keine unabhängige, funktionierende Justiz gibt. Noch stehen die Si-
cherheitskräfte über dem Gesetz und müssen bei Fehlverhalten selten mit Strafverfolgung rechnen. 
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verhindern. EU-Delegation und UN-Län-
derbüro einigten sich darauf, dass die SSR 
des UNDP nur „sicherheitsrelevante“ Be-
reiche der Justiz behandeln solle. Gemeint ist 
damit die Kontrolle der uniformierten Kräf-
te (u.a. Militär, Polizei und Gefängnisper-
sonal). Bereiche wie Infrastruktur, Ausstat-
tung, Ausbildung der Magistrate, Gehälter, 
Korruption oder Unabhängigkeit der Ge-
richte sollten der separaten, EU-geführten 
Justizreform vorbehalten sein. Für diese sind 
20 Millionen € im zehnten Europäischen 
Entwicklungsfonds (EEF) eingeplant. Doch 
die Freigabe der Gelder war an die Bedin-
gung demokratischer Parlamentswahlen ge-
knüpft, die der guineische Präsident Alpha 
Condé seit 2011 immer wieder vertagte. Erst 
am 28. September 2013 fanden die Wahlen 
statt, weshalb die EU-geführte Justizreform 
nicht vor 2014 beginnen konnte. 
Zwischenzeitlich schritt die SSR auch in 
den Justizbereichen, die ihr zugeteilt wor-
den waren, voran. Schließlich verfügte sie 
über die notwendigen Ressourcen. Die USA 
leisteten Unterstützung und aus dem Fonds 
für Friedenskonsolidierung der Vereinten 
Nationen flossen über 11 Millionen €. Auch 
europäische Mittel standen für die SSR be-
reit. Die EU verfügt über Töpfe für Sofort-
hilfe- und Stabilisierungsmaßnahmen, de-
ren Gelder freigegeben werden können, 
auch wenn Konditionen wie die Durch-
führung demokratischer Parlamentswahlen 
noch nicht erfüllt sind. In Ländern wie der 
Demokratischen Republik Kongo oder der 
Elfenbeinküste nutzte die EU-Kommission 
solche nicht-konditionalisierten Ressourcen 
massiv für den Aufbau der Justiz. Nicht so 
in Guinea. Da die guineische EU-Delegation 
die Unterstützung von Maßnahmen im Ju-
stizsystem innerhalb der UN-geführten SSR 
ablehnte, flossen die vor den Wahlen bereits 
verfügbaren Gelder anderen Bereichen der 
SSR zu. So bezahlte die EU Berater für die 
Erarbeitung der guineischen Verteidigungs- 
und Sicherheitspolitik, finanzierte drei Mo-
dellpolizeistationen und den Aufbau von 
Waldschutz-Einheiten. 
Die Parallelität der beiden Reformprojekte 
erwies sich als kontraproduktiv und hat zu-
mindest drei negative Konsequenzen: Er-
stens wird Sicherheit nach wie vor als Prä-
rogative von Militär und Polizei aufgefasst, 
die Justiz somit weiterhin nicht als gleich-
wertiger Akteur des Sicherheitssektors an-
erkannt. Damit perpetuieren die gegen-
wärtigen Reformen alte Muster. Zweitens 
flossen internationale Gelder im Rahmen 
der SSR in isolierte Justizmaßnahmen, ohne 
dass diese in eine Gesamtstrategie für eine 
Reform des Justizsystems eingebettet wa-
ren; die Maßnahmen konnten so kaum 
Wirkung zeigen. Drittens verschärft die Re-
formstruktur Macht- und Entscheidungs-
konflikte zwischen EU und UNDP sowie 
auch zwischen verschiedenen Fraktionen 
im guineischen Justizwesen. 
Doch gerade der Justiz muss ver stärkt 
Aufmerksamkeit im Rahmen einer SSR ge-
widmet werden und die internationalen Re-
formakteure müssen sich auf eine gemein-
same, kohärente Strategie festlegen. Nichts 
verdeutlicht das besser als ein Blick auf die 
Geschichte des Justizsektors in Guinea. 
Sicherheitsinstrument Justiz
Der erste Präsident Guineas, Sékou Touré, 
errichtete im Gefolge der Unabhängigkeit 
des Landes im Jahr 1958 einen repressiven 
Einparteienstaat auf den Idealen von Sozi-
alismus und afrikanischem Nationalismus. 
In Berufung auf einen imperialistischen 
Komplott gegen die von ihm vorangetrie-
bene „Revolution“ ließ er Zehntausende 
guineische „Konterrevolutionäre“ ver-
haften, foltern und ermorden. Soldaten 
agierten als Bewacher und Peiniger der 
politischen Gefangenen. Richter ordneten 
Menschenrechtsnormen der durch Touré 
und die Einheitspartei verkörperten „re-
volutionären Moral“ unter. Die Bedeutung 
der regulären Gerichte war gering, denn in 
der populistischen Justiz der ersten Repu-
blik waren Volkstribunale, denen Partei-
mitglieder vorsaßen, die entscheidenden 
Organe. Touré erklärte: „Wir könnten heu-
te alle Gerichte abschaffen; wenn wir die 
Volkstribunale behielten, stünde die Re-
volution gut da [...]. Das ist auf juristischer 
Ebene die Konkretisierung der Verwaltung 
des Volkes durch das Volk.“6 
Nach dem Tod Tourés 1985 ergriffen die 
Streitkräfte die Macht. General Lansana 
Contés Militärregime versprach Respekt für 
Menschenrechte, passte die Justiz auf dem 
Papier der französischen Gesetzgebung an 
und führte ein Mehrparteiensystem ein. 
De facto war der „Präsidenten-General“ je-
doch erster Befehlshaber der Justiz und des 
Staates. Folter, jahrelange Inhaftierungen 
somit vor der Herausforderung, all diese 
„Akteure, ihre Rollen, Verantwortungen 
und Verhalten“5 zu transformieren. Die 
SSR-Konzepte von EC und Europäischem 
Rat stimmen darin überein, wie eine erfolg-
reiche Reform aussehen sollte, um mensch-
liche Sicherheit herzustellen: ganzheitlich, 
mit einem Fokus auf Rechtsstaatlichkeit, 
Schutz der Menschenrechte und Zugang 
zur Justiz. Soweit die Theorie.
Guinea: Ein weiterer Testfall für 
das SSR-Konzept 
Wie häufig zeichnet sich jedoch in der Pra-
xis ein anderes Bild. So in der westafrika-
nischen Republik Guinea, in der unter Lei-
tung des UNDP seit drei Jahren eine SSR 
umgesetzt wird. Im Frühjahr 2010 organi-
sierte das UNDP eine SSR-Evaluierung des 
Sicherheitssektors, die von Afrikanischer 
Union (AU), Westafrikanischer Wirt-
schaftsgemeinschaft (ECOWAS) und den 
Vereinten Nationen (UN) initiiert wurde. 
Mit dem ehemaligen Chef des Büros der 
UN für Westafrika, dem senegalesischen 
General Lamine Cissé, an der Spitze, war 
die Evaluierungsmission hochkarätig be-
setzt. Sie erarbeitete ein Reformprogramm, 
das in Guinea als Königsweg der SSR gehan-
delt wird. Im Einklang mit einschlägigen 
SSR-Konzepten von OECD, UN, EC und 
Europäischem Rat bildete die Justiz eine 
zentrale Säule des Programms. Doch dessen 
Umsetzung stieß auf Widerstand der EU-
Delegation in der Hauptstadt Conakry. Da 
sie das Justizwesen seit längerem als zukünf-
tigen Interventionsschwerpunkt vorberei-
tet, sah die Delegation in einem möglichen 
Engagement der UN eine Konkurrenz zu 
ihren eigenen Aktivitäten. Die geplante 
EU-geführte Justizreform sollte nicht einer 
UNDP-geleiteten SSR untergeordnet sein. 
Deshalb wurde die Justizreform nicht als 
Teil der SSR etabliert, sondern als eigen-
ständiges EU-Vorhaben auf gleicher Ebene 
mit der SSR. Dies widersprach in eklatanter 
Weise den zentralen Positionspapieren der 
obersten EU-Gremien, denen zufolge die 
Herstellung von Rechtsstaatlichkeit inte-
graler Bestandteil einer SSR sein muss.
Da die Empfehlungen der Evaluierungs-
mission jedoch nicht gänzlich ignoriert wer-
den konnten, war eine Einbeziehung der 
Justiz in das SSR-Programm nicht völlig zu 
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ohne Prozess, inszenierte Gerichtsurteile 
gegen Oppositionelle und Journalisten so-
wie ein brutales Sanktionsregime inner-
halb der Armee führten die Gewalt frühe-
rer Tage fort. Der Vorsitzende des Obersten 
Gerichtshofs bestätigte jeden der Siege 
Lansana Contés in drei offensichtlich ma-
nipulierten Präsidentschaftswahlen. 1999 
wurde der Gerichtspräsident Premiermini-
ster und blieb, obwohl dies der Gewaltentei-
lung widersprach, zwei Jahre lang zugleich 
an der Spitze des Obersten Gerichtshofs. 
Als Conté im Januar 2007 einen angeklag-
ten Geschäftsfreund höchstpersönlich aus 
dem Gefängnis in Conakry holte, erklärte 
er neo-absolutistisch: „Der Staat, der bin 
ich. Die Regierung, die bin ich. Die Justiz, 
die bin ich.“7 Damit brachte er für große 
Teile der Bevölkerung das Fass zum Über-
laufen. Über zwei Monate demonstrierten 
Tausende gegen die Korruption, das Miss-
management und die Kriminalität in Contés 
Regierung, die seine Minister, Angehörige 
und hohe Offiziere reich machte und den 
Rest des Landes immer mehr verarmen ließ. 
Die Armee schoss auf die Demonstranten, 
137 starben, mehr als 1 700 wurden verletzt. 
Kein Mitglied der Sicherheitskräfte stand 
unter Conté vor Gericht.
Nach dem Tod Contés 2008 übernahm 
eine junge Militärjunta die Macht und 
setzte Kapitän Moussa Dadis Camara als 
Präsidenten ein. Die Junta begann mit gro-
ßen Versprechungen: Von demokratischen 
Präsidentschaftswahlen ohne eine Kandi-
datur Camaras war die Rede, Kriminalität 
und Korruption sagte sie den Kampf an. 
Bald wurde klar, was Letzteres bedeutete. 
Während unter General Lansana Conté der 
Schein einer unabhängigen Justiz gewahrt 
wurde, übernahm das Militär jetzt direkt 
die Justiz, um das Land „aufzuräumen“. In 
ihrem Hauptquartier richtete die Junta ein 
Tribunal für Straf- und Zivilrecht ein, an 
dem Offiziere als Richter fungierten. Mit Ka-
laschnikows ausgerüstet statteten Soldaten 
Prozessen in regulären Gerichten „Kontroll-
besuche“ ab. Bewaffnete Militärs prägten das 
Straßenbild und nutzten die neue Stellung 
der Armee als Lizenz für Überfälle und Ge-
walt. Korrupte Minister und Chefs von Dro-
genringen zwang die Junta zu Geständnissen 
und Denunziationen vor laufenden Fern-
sehkameras. Oft führte Camara die Kreuz-
verhöre persönlich. Viele Guineer, die sich 
ihre Vorliebe für Volksjustiz aus den Tagen 
Tourés erhalten hatten, verfolgten begeistert 
die so genannte „Dadis Show“ im Fernsehen. 
Am 28. September 2009 eröffneten unifor-
mierte Kräfte das Feuer auf Demonstranten, 
die dagegen protestierten, dass Camara 
entgegen seiner Versprechen in der anste-
henden Präsidentschaftswahl kandidieren 
wollte. 156 Menschen wurden brutal getö-
tet oder verschwanden, 109 Frauen über-
lebten sexuelle Gewalt. Zwei Monate nach 
dem Massaker wurde Camara von seinem 
Adjutanten lebensgefährlich angeschossen 
und evakuiert. Der zweite Mann in der Jun-
ta, Sékouba Konaté, übernahm als Über-
gangspräsident bis zur Präsidentschaftswahl 
im Oktober 2010 die Macht. Die internatio-
nalen Wahlbeobachter zeigten guten Willen 
und bezeichneten die Wahl als weitgehend 
frei und transparent. Der langjährige Oppo-
sitionspolitiker Alpha Condé amtiert seither 
als erster demokratischer Präsident Gui-
neas. 55 Jahre Autokratie haben die Justiz 
Die ehemalige französische Kolonie Gui-
nea hat rund 11 Millionen Einwohner, 
1,5 Mio. davon leben in der Hauptstadt 
Conakry. 
Das Pro-Kopf-Bruttonationaleinkom-
men im Staat beträgt 460 US$ jährlich, 
was weit unter dem Durschnitt in Sub-
Sahara Afrika liegt (2233 US$). 55,2% 
der Bevölkerung leben unterhalb der 
Armutsgrenze.
Die durchschnittliche Lebenserwartung 
liegt bei 59 Jahren. 
Nur 10 % der Bevölkerung verfügen 
über Elektrizität.
Guineas Territorium beherbergt das 
größte Bauxitvorkommen und die dritt-
größte Eisenerzmine der Welt, Reserven 
von 1000 Tonnen Gold und 30 Millionen 
Karat Diamanten. 
„Arbeit, Gerechtigkeit,  
Solidarität“
Wappen Guineas
Das westafrikanische Guinea grenzt an Guinea-Bissau, den Senegal, Mali, die Elfenbeinküste, Liberia und Sierra 
Leone.  
Quelle: By Rei-artur   pt   en   Rei-artur blog [GFDL (www.gnu.org/copyleft/fdl.html), CC-BY-SA-3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)  (20.12.2013).
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ausgehöhlt. Ihr Aufbau wäre eine zentrale 
Bedingung der Demokratisierung. 
Katastrophale Arbeits- 
bedingungen für Richter und 
Staatsanwälte
Doch auch unter Alpha Condé fehlt der po-
litische Wille dafür, die Justiz zu stärken. 
Weniger als 0,5% des Staatsbudgets fielen 
ihr im Jahr 2013 zu – im Gegensatz zum 
Verteidigungsministerium, das 10% erhielt. 
Auf elf Millionen Einwohner kommen in 
Guinea nur 341 Richter und Staatsanwälte, 
von denen 37 % bereits über sechzig Jahre 
alt sind. Zum Vergleich: Deutschland mit 
gut siebenmal so vielen Einwohnern verfügt 
über vierundsiebzigmal so viele Richter und 
Staatsanwälte. 
Die nächste Generation von guineischen 
Justizbeamten muss in einem Ausbildungs-
zentrum unterrichtet werden, das mit 
schlecht lesbaren, handgeschriebenen Dos-
siers alter Fälle und Ad-hoc-Unterrichtsplä-
nen arbeitet. Themen wie Berufsethik stehen 
nicht auf dem Lehrplan, ein didaktisches 
Konzept und unterstützende Lernmateri-
alien fehlen. Mit einem Monatsgehalt von 
180 Euro verdienen die Richter und Staats-
anwälte weniger als Unteroffiziere. Ob ein 
Justizbeamter in eine Stellung kommt, die 
Nebeneinkünfte oder anderweitigen Status-
gewinn ermöglicht, hängt vom Wohlwollen 
der Entscheidungsträger im Staatsapparat 
ab. Die Friedensgerichte (justices de paix) 
in dörflichen Gegenden beispielsweise sind 
wenig beliebt. Hier fungiert der Beamte si-
multan als Staatsanwalt, Gerichtsvorsitzen-
der, Untersuchungsrichter und Haftrichter, 
Sitzungen finden in Ermangelung eines Au-
dienzsaals häufig auf den Fluren oder unter 
freiem Himmel statt. Dahingegen sind Stadt-
gerichte prestigeträchtiger, verfügen diese 
doch wenigstens über halbwegs annehm-
bare Räumlichkeiten. An allen Gerichten 
muss das Personal Büromöbel aus eigener 
Tasche finanzieren, statt Computern gibt es 
– wenn überhaupt – Schreibmaschinen. Wer 
sich mit der Exekutive gut stellt, kann die ei-
genen Arbeitsbedingungen verbessern und 
freut sich über einen bequemeren Schreib-
tischstuhl oder die nötigsten Arbeitsmateri-
alien. Nebeneinkünfte durch Zweitjobs oder 
Korruption gelten unter den Justizbeamten 
als unabdingbar. Da die Bevölkerung Ge-
richte als Märkte versteht, wo Urteile an den 
Höchstbietenden verkauft oder an Angehö-
rige verschenkt werden, kann jeder Richter 
behaupten, nur auf bestehende Erwartungen 
zu reagieren. „Wir werden nicht wichtig ge-
nommen, wir werden nicht ernst genom-
men. Also nehmen wir uns selbst nicht mehr 
wichtig und ernst. Aber zynische Richter 
[sind] schlechte Richter8“, sinnierte ein ho-
her Justizbeamter im persönlichen Gespräch. 
Perpetuierung alter Muster
Zwei Handlungslogiken prägen die 
guineische Geschichte: Zum einen übte 
das Militär durchgängig direkt oder indi-
rekt Macht aus, entschied über Sicherheit 
oder Unsicherheit von weiten Teilen der 
Bevölkerung. Zum Anderen war die Justiz 
ein Instrument der Machthaber, allein 25 
Jahre lang fungierte sie als direkte Hand-
langerin des Militärs. Zwei Konsequenzen 
folgen daraus für eine SSR: Erstens müssen 
die Reformen Sicherheit zu einer Sache al-
ler machen, damit das Militär endlich seiner 
Monopolstellung enthoben wird. Zweitens 
müssen sie die Justiz zu einem ernst zu neh-
menden Akteur innerhalb des Sicherheitssy-
stems aufwerten, der dem Militär und Grö-
ßen aus der Politik entgegentreten kann und 
weniger korrumpierbar ist. Beides ist nicht 
geschehen. Stattdessen werden alte Muster 
perpetuiert. Denn eine umfassende Justiz-
reform, die auf eine Stärkung von Unab-
hängigkeit und Stellenwert sowie einen Ka-
pazitätsaufbau des Justizsektors abzielt, ist 
explizit nicht Teil der SSR in Guinea. Damit 
wird dem Rechtswesen seine tragende Rolle 
in der Herstellung von menschlicher Sicher-
heit abgesprochen, ganz im Widerspruch zu 
den wegweisenden SSR-Konzepten, unter 
anderem von Rat und Kommission der EU. 
Zahlreiche Fälle aus den letzten drei Jahren 
verdeutlichen, dass in Guinea ohne Einbe-
ziehung einer umfassenden Justizreform in 
das SSR-Programm menschliche Sicherheit 
nicht denkbar ist. Ein Beispiel: Der mächtige 
Gouverneur von Conakry, Kommandant 
Resco Camara, ließ im November 2011 ei-
nen Anwalt der Menschenrechtsorganisati-
on „Mêmes Droits pour Tous“ festnehmen, 
nachdem dieser auf einem Kommissariat die 
Freiheit für zwei Häftlinge erwirkt hatte, die 
viele Jahre ohne Prozess inhaftiert gewesen 
waren. Der laute Protest der Anwaltskam-
mer konnte eine Anklage gegen Camara er-
reichen. Zum Prozess kam der Gouverneur 
mit einer Entourage an Gendarmen und Po-
lizisten, die sich vor den Richtern aufbauten, 
um ihren Vorgesetzten „zu schützen“. Das 
Urteil des Gerichts, eine Entschädigungs-
zahlung von nur 100 Euro, quittierte der 
reiche Gouverneur mit einem Lächeln in 
die Kameras der Journalisten, bei denen er 
sich für die „Erinnerungsfotos“ bedankte. 
Auch der Prozess zum Massaker des 28. 
September 2009 zeigt, wie viel Einfluss das 
Militär weiterhin auf die Justiz hat. Seit 
2010 schleppt sich das Verfahren hin. Auch 
wenn es zwischenzeitlich immerhin zu neun 
Anklagen kam, ist die Justiz von Verurtei-
lungen weit entfernt. Zu einflussreich sind 
die angeklagten Militärs, zu denen der Mi-
nister für Präsidiale Sicherheit oder der Di-
rektor der Nationalen Behörde für die Be-
kämpfung von Drogenhandel, organisierte 
Kriminalität und Terrorismus gehören. Die 
fehlende politische Rückendeckung für die 
verantwortlichen Richter machte sich un-
ter anderem auf Ebene der materiellen Res-
sourcen bemerkbar, denn erst im August 
2012 – also zweieinhalb Jahre nach Prozess-
beginn – stattete das Justizministerium die 
entsprechenden Richter mit Computern, 
Büromöbeln und Spritgeld aus.
Isolierte Maßnahmen laufen  
ins Leere 
Die Situation des Rechts- und Gerichtswe-
sens ist offensichtlich so katastrophal, dass 
nur ein umfassendes, mehrschichtiges Re-
formprogramm Veränderungen erreichen 
kann. Isolierte Maßnahmen, wie sie der Ju-
stizbereich der UNDP-geleiteten SSR in den 
vergangenen drei Jahren unternommen hat, 
waren nicht ganzheitlich und deshalb von 
geringer Wirksamkeit. Hier einige Beispiele: 
 Drei Gesetze wären für substanzielle Ver-
änderungen im Justizwesen wesentlich: das 
Richterstatut, das Gesetz zum Obersten Ju-
stizrat und das Gesetz zur Neuordnung des 
Obersten Gerichtshofs. Die Gesetze legen 
von der Rekrutierung bis zur Pensionierung 
eine Kriterien gesteuerte Karriereleiter für 
Justizbeamte fest, Sanktionsmechanismen 
im Fall von Korruption und bessere Arbeits-
bedingungen. Die Legislative hatte die Ge-
setze längst angenommen. Für ihre Anwen-
dung fehlte einzig die Unterzeichnung durch 
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den Präsidenten. Dieser zögerte die Promul-
gation hinaus mit dem Hinweis, es mangele 
ihm an Ressourcen für die Umsetzung, und 
den Worten: „Auch die schönste Frau der 
Welt kann nicht mehr geben als sie hat.“9 
Die Mehrzahl der guineischen Richter und 
Staatsanwälte sind sehr daran interessiert, 
durch die Anwendung dieser Gesetze an 
Respekt und Glaubwürdigkeit zu gewinnen. 
Deshalb drohten die Justizbeamten vor den 
Parlamentswahlen 2013 damit, ihre Ämter 
als Vorsitzende der Wahlkommissionen 
niederzulegen und damit die Wahl zu blo-
ckieren, sollte es zu weiteren Aufschüben 
kommen. Sie nahmen von ihrem Boykott 
schließlich Abstand, als Präsident Condé 
allen Gerichtspräsidenten und Staatsan-
wälten einen Dienstwagen versprach. Fi-
nanziert wurden diese vom UNDP. Auch 
wenn Condé damit kurzfristig Ruhe ge-
wonnen hat, so war diese Maßnahme alles 
andere als nachhaltig und ganzheitlich, was 
auch auf das UNDP zurückfällt. Die Me-
dienöffentlichkeit wertete dieses Ereignis 
als Bestätigung für die materialistische Ge-
sinnung der Justiz. 
Andere Vorstöße der SSR im Justizwesen 
zielen darauf ab, die menschliche Sicher-
heit von Gefängnisinsassen zu verbessern. 
So wurde beispielsweise das Gefängnisper-
sonal, das bisher dem Militär unterstand, 
– zum Leidwesen vieler Justizvollzugsbe-
amter – der zivilen Verwaltung unterstellt. 
Sie erhalten jetzt einen regelmäßigen, wenn 
auch minimalen, Sold und sollen zukünftig 
nicht mehr ihren Verdienst durch Erpres-
sung von Inhaftierten oder deren Angehö-
rigen sichern, z.B. für Besuchsrechte. Für 
die Gefängnisinsassen ist jedoch kaum ein 
Unterschied spürbar. Deren größere Pro-
bleme sind nämlich andere: Prozesse zie-
hen sich wegen Korruption, Überforderung 
oder Desinteresse der Richter teilweise über 
mehrere Jahre hin. Auch Unschuldige oder 
Täter minderer Delikte verbringen teilweise 
viele Jahre ohne Anklage in Untersuchungs-
haft. Dementsprechend überfüllt sind die 
Zellen. Die Inhaftierten schlafen vielerorts 
Fuß an Kopf. Im Gefängnis der Hauptstadt 
sind über 1000 Häftlinge untergebracht, ob-
wohl es einst nur für 300 Personen konzi-
piert worden war. Neben der Änderung der 
Zuständigkeiten für das Gefängnispersonal 
sollen auch Schulungen für Kriminalbeamte, 
die den Gebrauch von Folter zur Erpressung 
von Geständnissen anprangern, die Haftbe-
dingungen verbessern. Möglicherweise ver-
zichtet mancher Beamte deshalb zukünftig 
auf Folter. Solange allerdings die Wahr-
scheinlichkeit hoch ist, auf einen korrup-
ten, frustrierten oder überforderten Richter 
zu treffen, sind die Inhaftierten nicht in Si-
cherheit. Wer nicht zu den wohlhabenden 
oder einflussreichen Bevölkerungsteilen ge-
hört, vermeidet deshalb soweit möglich den 
Kontakt mit dem Justizwesen, was zu einer 
Kultur der Straflosigkeit beiträgt. 
Im Besonderen die Militärs mit ihren ein-
flussreichen Netzwerken fürchten keine 
Strafverfolgung. Mit dem Ziel das zu än-
dern, unterstützt die SSR in der Hauptstadt 
Conakry den Aufbau eines neuen Gerichts, 
in dem militärische und zivile Richter über 
Angehörige der Streit- und Sicherheitskräf-
te urteilen sollen. Im Herbst 2013 war das 
Personal bereits ernannt. Viele der zivilen 
Beamten darunter sahen der anstehenden 
Aufgabe skeptisch entgegen. Denn ein Mili-
tärgericht, das nicht in ein funktionierendes 
Justizsystem eingebettet ist, kann auf das 
Verhalten von Militär und Polizei nur einen 
geringen Einfluss haben. Letztere müssen 
schließlich wenig befürchten, solange die 
Bevölkerung kein Vertrauen in die Justiz hat 
und Anzeigen oder Aussagen scheut. Selbst 
wenn in 2014 die umfassende EU-geführte 
Recht und
Die Justiz ist der treueste Spiegel jedes po-
litischen Regimes. Also jedem Regime sei-
ne eigene Justiz!  
Der erste Präsident Guineas Sékou Touré, Volks-
zeitung Horoya, 1-7 Mai 1977.
Freiheit
Volk Afrikas!
Die historische Vergangenheit!
Man singe die Hymne des stolzen und 
jungen Guineas,
die den Heldenepos unserer Brüder zeigt,
gestorben auf den Feldern der Ehre bei 
der Befreiung Afrikas!
Das Volk Guineas predigt die Einheit,
ruft Afrika.
Freiheit! Das ist die Stimme eines Volkes,
das alle seine Brüder aufruft, sich zusam-
menzufinden.
Freiheit! Das ist die Stimme eines Volkes,
das alle seine Brüder aus dem großen 
Afrika ruft.
Lasst uns die afrikanische Einheit aus 
der wiedergefundenen Unabhängigkeit 
aufbauen.
„Liberté!“, die Nationalhymne Guineas seit 1958, 
Musik komponiert von Fodeba Keita, Autor des 
Textes unbekannt.   
Eine Armee des Volkes für 
das Volk?
Die Monopolstel lung 
des Militärs ist eines der 
Hauptprobleme im Land. 
Es beherrscht den gesamt-
en Sicherheitsbereich.
Foto:  HSFK/Mehlau
HSFK-Standpunkte 10/20136
Sicherheitssektorreform in Guinea
Justizreform anläuft, wird es noch viele Jah-
re dauern, bis die Justiz als zugänglich und 
legitim gilt. Damit nimmt das Militärgericht 
seine Arbeit auf, ohne in einem glaubwür-
digen Justiz-Rahmenwerk verankert zu sein. 
Vor den gleichen Problemen stehen Men-
schenrechtstrainings für Soldaten, Gen-
darmen und Polizisten, die das Hochkom-
missariat für Menschenrechte der UN im 
Rahmen der SSR veranstaltet. Um die Si-
cherheitskräfte zu einem respektvollen, 
gewaltfreien Umgang mit der Bevölkerung 
zu animieren, berufen sich die Ausbilder 
immer wieder auf drohende Rechtsstrafen. 
Auf der Suche nach einem Druckmittel 
tun sie so, als wäre die Justiz tatsächlich in 
der Lage, Uniformierten die Stirn zu bie-
ten, als stünden die Sicherheitskräfte nicht 
über dem Gesetz, sondern darunter, und als 
würde Fehlverhalten von den geschädigten 
BürgerInnen zur Anzeige gebracht. Keiner 
der Teilnehmer nimmt ihnen das ab: „Was 
ist stärker, der Kugelschreiber oder das Ge-
wehr?“ fragte ein Soldat lakonisch, als ich im 
Frühjahr 2013 eines der Trainings beglei-
tete. Die Trainer bauen eine unrealistische 
Drohkulisse auf, die ihren Plädoyers für 
eine Verhaltensänderung der uniformierten 
Kräfte das Fundament entzieht. 
Ähnliche Schwierigkeiten ergaben sich 
auch bei Schulungen der Kriminalpolizei. 
Im Jahr 2013 wurden im Rahmen der SSR 
die Polizisten in ihren Pflichten gegenüber 
Staatsanwälten und Richtern sowie in Re-
geln der Zusammenarbeit mit diesen ge-
schult. Eine funktionierende Verzahnung 
von Kriminalpolizei und Gerichten fehlt 
dennoch weiterhin vielerorts. Ein Haupt-
grund hierfür sind die Unterbesetzung der 
Staatsanwaltschaften und fehlende Ressour-
cen für die notwendige Mobilität. Denn ein 
Staatsanwalt muss häufig eine so große Re-
gion abdecken, dass ohne ein verlässliches 
Auto und Spritgeld die vorschriftsmäßige 
Kontrolle der Kriminalpolizisten unmög-
lich ist. Die Polizisten ihrerseits nutzen zu-
meist ebenfalls ihre privaten Fahrzeuge und 
müssen Benzin aus eigener Tasche bezah-
len, was die Korruptionsanfälligkeit weiter 
steigert. Ein zukünftiges Reformprogramm 
könnte die Anzahl der Staatsanwälte und 
Richter erhöhen sowie Mobilitätskosten als 
festen Posten im Justizbudget verankern. 
Bis dahin haben die Kriminalpolizisten die 
gelernten Grundsätze einer guten Zusam-
menarbeit mit den Justizvertretern jedoch 
wieder beiseitegelegt, da sie mit dem gegen-
wärtigen Berufsalltag wenig gemein haben. 
Noch schwerer wiegt, dass die Prinzipien 
einer rechtskonformen Strafverfolgung, so 
wie sie die Trainings vermitteln, angesichts 
der völligen Unmöglichkeit ihrer Umset-
zung ad absurdum geführt werden. Wie 
sollte ein Polizist in einem weit abgelegenen 
und schwer zugänglichen Dorf die Verhaf-
teten zeitnah dem 300 km entfernten Un-
tersuchungsrichter vorführen, ohne über 
geeignete Transportmittel zu verfügen, die 
auch die Schlaglöcher übersäten Landstra-
ßen und verschlammten Pisten meistern 
können? Ähnlich wie die Teilnehmer der 
Menschrechtstrainings verbuchen die Kri-
minalpolizisten die Lerninhalte aufgrund 
der katastrophalen Gesamtsituation als 
Ablehnung, Abhängigkeit, Ambivalenz: Guinea und der Westen 
Am 28. September 1958 stimmte Guinea als einzige französische Kolonie Afrikas 
für die sofortige Unabhängigkeit von Frankreich. Das „Nein zu De Gaulle“ prägte 
Guineas Selbstverständnis als Vorreiter der Revolution eines vereinten entkolo-
nialisierten Afrikas. Touré, gewalttätiger Autokrat und charismatischer Redner, 
verknüpfte Guineas Verkörperung von Afrikas universellem Streben nach Würde 
und Autarkie mit Paranoia. Der imperialistische Westen wolle Guinea destabili-
sieren. Viele Guineer glauben nicht ohne Stolz, eine fragile Unabhängigkeit gegen 
ausbeuterische westliche Interessen zu verteidigen. Seinen Reden zum Trotz un-
terhielt Touré mit dem Westen jedoch enge wirtschaftliche Bande. Er baute zwar 
eine sozialistische Planwirtschaft auf, nationalisierte aber nicht den Bauxitabbau, 
Guineas wichtigste Einnahmequelle. Anfang der 70er Jahre gehörten einem ame-
rikanischen Konsortium 51% der Compagnie des Bauxites von Guinea. Im Ge-
genzug flossen zwischen 1958 und 1980 etwa 145 Millionen US$ amerikanischer 
Finanzhilfe. Touré unterschrieb 1977 auch einen Kooperationsvertrag mit der 
Vorläuferorganisation der EU, der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die das 
Land daraufhin mit Reis und Mehl versorgte. 1982 folgte ein Fischereiabkommen, 
das den EU-Flotten Fangrechte und Guinea bis heute jährlich über 3 Millionen € 
Entwicklungshilfe einbringt. 
Die Liberalisierungs- und Privatisierungspolitik von Tourés Nachfolger Lansana 
Conté war komplett vom Westen finanziert und diktiert durch strukturelle An-
passungsprogramme der Bretton Woods-Institutionen, den USA und Frankreich. 
Die Weltbank investierte so viel wie in keinen anderen Staat zu dieser Zeit. Als in 
den 1990ern klar wurde, dass die strengen Reformen die wirtschaftliche Situation 
nicht verbessern, lehnte Conté Kontakte mit dem Westen zunehmend ab. Nicht 
wenige Guineer glaubten, die Militärregierung habe die Unabhängigkeit der Re-
volution verkauft für das vergiftete Geschenk internationaler Hilfe. 1998 verhaf-
tete Präsident Conté seinen größten politischen Gegner, Alpha Condé. Die EU 
entsandte daraufhin eine Delegation nach Conakry, doch Conté verweigert ihr 
die Einreise. Viele Guineer freuten sich über diesen Affront, der an die Geschich-
te stolzer Opposition gegen westliche Einmischung anknüpft. 
Der Stolz auf Unabhängigkeit und Widerstand ist noch heute im Bewusstsein 
vieler Guineer verankert. Gleichzeitig dominiert die Vorstellung, dass Guinea 
als eines der ressourcenreichsten, aber ärmsten Subsahara-Länder den Westen 
braucht. Die Ambivalenz zwischen Abhängigkeit und Opposition wird häufig ge-
löst, indem die pragmatische Zweckmäßigkeit der technischen und finanziellen 
Hilfe der Geber in den Vordergrund rückt. Ganz im Sinne des liberalen Credos 
internationaler Entwicklungszusammenarbeit, werden diese nicht als ideologische 
oder politische, sondern primär als neutral unterstützende Akteure interpretiert. 
Nutzen, nicht Opponieren rechtfertigt sich daher als geeignete Strategie. Die SSR 
etwa ist fast vollständig extern finanziert. Der aktuelle Verteidigungsminister 
Kabélé Camara betont dennoch, der Staat nehme nur das Nötigste von westlichen 
Gebern in Anspruch, denn in Guinea gelte: „Wenn man euch hilft, den Rücken 
zu waschen, wascht euch selbst den Bauch.“
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unrealistische Ideale statt als verbindliche 
Regeln. Schulungen sollten ein Teil eines 
ganzheitlichen Reformprogramms sein, das 
Missstände auf verschiedenen Ebenen an-
geht. Die Ressourcen, die im Rahmen der 
SSR in singuläre Justizmaßnahmen wie Po-
lizeitrainings geflossen sind, haben bislang 
die menschliche Sicherheit im Land nicht 
verbessert.
Unverständnis und Spannungen
Wie eingangs beschrieben, widerspricht das 
Reformprogramm in Guinea fundamental 
dem inklusiven Gesamtkonzept von Sicher-
heitssektorreformen. Anstatt ‚aus einem 
Guss zu sein‘, unterhält die UNDP-geführte 
SSR einen eigenen Justizbereich, während 
zugleich die EU eine von den Maßnahmen 
der UN abgekoppelte Justizreform voran-
treibt. Diese Struktur verschärft bestehende 
Konflikte sowohl innerhalb des nationalen 
Justizsystems, als auch zwischen UN-Insti-
tutionen und der EU-Delegation sowie zwi-
schen der EU-Delegation und guineischen 
Führungspersönlichkeiten. 
Hier ein Beispiel: Ab März 2011 besaß die 
EU-Justizreform ein Nationales Exekutivse-
kretariat, das mit EU-Experten bis Dezem-
ber 2012 ein umfangreiches Reformkonzept 
fertigstellte. Ende 2013 war die Strategie al-
lerdings immer noch nicht vom Justizmini-
sterium verabschiedet. Zudem hatten die 
Parlamentswahlen nicht stattgefunden und 
die EU-Delegation wartete auf die Freiga-
be der Gelder. Da Präsident Condé jedoch 
das Jahr 2013 zum Jahr der Justiz erklärt 
hatte, konnte er nicht ganz untätig bleiben. 
Er lud einen befreundeten Richter aus dem 
Senegal ein, der einen neuen Justizreform-
Ausschuss aufbaute und das EU-Exeku-
tivsekretariat faktisch überflüssig machte. 
Den neuen Ausschuss wünschte sich der 
Präsident nach dem Vorbild der Koordi-
nierungsstrukturen der UNDP-geleiteten 
SSR, die immerhin einige Erfolge verbu-
chen konnte. Wie bei der SSR führt in der 
neuen Struktur der Präsident höchstper-
sönlich den Vorsitz. Die EU-Delegation 
war alles andere als einverstanden mit die-
ser Initiative, die die bisherige Arbeit der 
EU zunichtemachte: Präsident Condé an 
der Spitze des Justizreform-Ausschusses sei 
ein Affront gegen das Prinzip der Gewal-
tenteilung. Zuvor hatte der Chef der EU-
Delegation mehrfach versucht, das UNDP 
zur Aufgabe der Justizkomponente im Rah-
men der SSR zu bewegen. Doch auch viele 
guineische Justizbeamte sprachen sich dage-
gen aus, schließlich konnte die SSR bereits 
auf einige realisierte Aktivitäten verweisen. 
Nur diejenigen Beamten, die mit der EU-
Justizreform assoziiert waren, etwa weil sie 
Funktionen im zwischenzeitlich ausgehöhl-
ten Exekutivsekretariat ausgeübt hatten, be-
fürworteten eine vollständige Trennung von 
SSR und Justizreform. Damit begünstig te 
die Reformstruktur Fraktionsbildungen in-
nerhalb des Justizwesens.     
Viele Vertreter der guineischen Justiz kri-
tisieren, dass die EU-Delegation so sehr fi-
xiert sei auf die Erfüllung von Prinzipien 
wie Gewaltenteilung und demokratischen 
Parlamentswahlen, dass sie die Realitäten 
des Landes verkenne. Laut Cotonou-Ab-
kommen10 steht der EU-Delegation das 
Recht zu, die Staatsführung der Nehmer-
länder zu kritisieren und Finanzhilfen zu 
modifizieren, sollte sie Verstöße gegen die 
Prinzipien von Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit und Achtung der Menschenrechte 
beobachten.11 Doch: „Was interessiert mich, 
ob die Klimaanlage funktioniert, wenn ich 
ohnehin keinen Sprit für den Motor habe?“ 
So kommentierte ein hoher Justizbeamter 
im persönlichen Gespräch die Prinzipien 
der EU-Delegation. Gemeint ist: Zuerst gilt 
es, alles dafür zu tun, dass die Institutionen 
im Land ihre grundlegenden Funktionen 
erfüllen können, auch wenn das Abstriche 
auf der Prinzipienebene bedeutet. Zumal die 
Erfüllung der Prinzipien für alle ersichtlich 
meistens nur selektiv oder scheinbar erfolgt. 
Das gilt auch für die Parlamentswahlen im 
September 2013, die aufgrund zu vieler 
Unregelmäßigkeiten dem demokratischen 
Prinzip der Transparenz nicht entsprachen. 
Dennoch erklärte die EU-Delegation, die 
Bürger Guineas hätten gewonnen, und die 
Gelder des Entwicklungsfonds wurden frei-
gegeben. Die Bedingung demokratischer 
Parlamentswahlen war also nur scheinbar 
erfüllt. Gleiches würde auf das Prinzip der 
Gewaltenteilung zutreffen. Auch wenn der 
Präsident nicht offiziell an der Spitze des 
Steuerungsausschusses der Justizreform 
stünde, die Exekutive also scheinbar nicht 
verwickelt wäre, hätte er in einem Land wie 
Guinea mit einer autokratischen Regie-
rungstradition immer die letzte Kontrolle 
über alle Entscheidungen. 
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Lessons learned 
Die Deutsche Gesellschaft für Internatio-
nale Zusammenarbeit (GIZ) ist seit 2012 
in Guinea mit einem Justiz-Programm tä-
tig. Aufgrund eines Gesamtbudgets von nur 
250 000 Euro sind die Aktivitäten der GIZ 
jedoch sehr beschränkt und haben wenig 
Einfluss auf die Gesamtsituation des Ju-
stizsystems. Ein expliziter Auftrag des Pro-
jekts besteht auch in der Unterstützung der 
Justizreform. Damit ist die deutsche Re-
gierung als Finanzier der GIZ-Aktivitäten 
berührt von Maßnahmen im guineischen 
Justizsektor. Sie sollte auf politischer Ebene 
darauf hinwirken, dass die Doppelung von 
SSR (UNDP) und Justizreform (EU) über-
dacht wird und die Reformstruktur zukünf-
tig die große Bedeutung einer einheitlichen, 
umfassenden Justizreform für die Herstel-
lung menschlicher Sicherheit widerspiegelt. 
Zukünftige Sicherheitssektorreformen 
müssen zu Beginn des Prozesses planen, wie 
sie eine Justizreform integrieren können, 
ohne dabei Konflikte zwischen Gebern zu 
schüren. Organisatorisch ist es vorteilhaft, 
wenn ein Akteur die Gesamtkoordination 
der SSR übernimmt, während ein anderer 
Geber Justizreformmaßnahmen leitet – al-
lerdings als zentrale Komponente des holis-
tischen SSR-Programms, nicht parallel dazu! 
Unabdingbare Voraussetzung dafür ist, dass 
ein Organ wie die EU-Delegation in Cona-
kry die Koordinationshoheit einer konkur-
rierenden Organisation akzeptiert. Dies be-
darf frühzeitiger Absprachen auf politischer 
Ebene. Erleichtert wird ein entsprechender 
Abstimmungsprozess durch umfassende 
Kommunikation im Vorfeld und schriftlich 
fixierte Rollenvereinbarungen, die trotz der 
hohen Fluktuation von Personal vor Ort ein 
Mindestmaß an Kontinuität ermöglichen.
Menschliche Sicherheit ist eine Vision, die 
von einer Mehrheit der an einer SSR betei-
ligten Akteure geteilt wird. Entsprechend 
kann sie dazu dienen, diese verschiedenen 
Akteure mit jeweils abweichenden Einzel-
zielen auf ein kohärentes Programm unter 
einer gemeinsamen Vision zu verpflich-
ten. In Guinea sind drei Jahre vergangen, 
ohne dass wesentliche Schritte in Richtung 
menschlicher Sicherheit gegangen wurden. 
Mit Blick auf den guineischen Justizsektor 
zeigte sich das Scheitern der Reformmaß-
nahmen nicht zuletzt im November 2013. 
Polizisten erschossen bei Protesten gegen 
das Urteil des Obersten Gerichtshofs, der 
den Sieg der Fraktion von Präsident Condé 
in der Parlamentswahl bestätigt hatte, einen 
Demonstranten und verletzten mindestens 
siebzehn weitere. In anderen Worten: Al-
len internationalen SSR-Bemühungen zum 
Trotz werden in Guinea auch weiterhin 
„Gesetze für den Gebrauch von Schuss-
waffen durch diejenigen [verletzt], die ei-
gentlich für den Schutz der Gesetze ver-
antwortlich wären!“12 Reform erfolge sehen 
anders aus.
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